
in  den  vergangenen Jahren noch  mal  deutlich an-

gestiegen. Deswegen muss  man  sich  mit  der  Frage
beschäftigen, was  man  dagegen tun  kann.  Im  Be-
reich  der  telefonischen Krankschreibung kehren
wir  zurück zu  Regelungen, die  es  zu  Beginn der
Coronapandemie gab und  mit der  alle  gut  zurecht-
gekommen sind.
ZEIT:  Bleibt  es  dabei,  dass  die  Krankmeldungen
ab  dem ersten Tag vorgelegt werden müssen?
Frei:  Ab  dem ersten Tag heißt nicht am  ersten Tag,
das  kann  selbstverständlich auch  rückwirkend er-

folgen.  Aber  ja,  ein  Attest  muss  bereits  für  den
ersten  Tag gelten.
ZEIT:  Der  Kanzler wird  oft  als  strenger Mahner
wahrgenommen. Sind  seine  persönlichen Beliebt-
heitswerte deshalb so  historisch schlecht?
Frei:  Ich  persönlich kann diese Zuschreibung nicht
nachvollziehen. Entscheidend ist,  dass wir  endlich
zu  Wirtschaftswachstum kommen und  die  Phase
der  Stagnation überwinden, die  seit  nunmehr
sieben  Jahren anhält.
ZEIT:  Am  Wirtschaftswachstum hängt  die  Zu-
kunft  des  Kanzlers?
Frei:  Ein  Land wie  Deutschland mit einer alternden
Gesellschaft ist  dringend auf Wachstum angewie-
sen.  Das  ist  die  entscheidende Frage. Ihr  muss  sich
jeder stellen, der  politische Verantwortung trägt.
ZEIT: Wir  möchten Ihnen eine  Frage stellen, die
wir  auch Ihrem Kabinettskollegen Alexander Do-
brindt  gestellt haben: Warum sind  die  Migrations-
zahlen  so  gering wie  lange nicht,  und  die  Zu-

stimmung zur  AfD ist  trotzdem so  hoch wie  nie?
Frei:  Im  Alltag der  Bürger sind  die  Verbesserun-

gen,  die  wir  uns  vorgenommen und  auch  in

großen  Teilen  bereits  umgesetzt  haben,  in  ihrer
Gesamtheit noch  nicht  angekommen.
ZEIT:  Also  alles  eine  Frage der  Zeit?
Frei:  Wir  haben  jedenfalls so  viel  wie  kaum  eine

andere  Regierung auf  den  Weg  gebracht. Die
Reformen werden wirken.
ZEIT:  Wenn  fast  30  Prozent  einer  Partei  ihre
Stimme geben, die  die Art, wie  Politik in  den letzten

Jahrzehnten gemacht wurde, fundamental ablehnt

DIE  ZEIT:  Ihr  Schreibtisch sieht  sehr  ordentlich
aus.  Haben Sie etwa  für  uns  aufgeräumt?
Thorsten Frei:  Die Welt ist  kompliziert genug, des-
wegen mag  ich  es,  die  Dinge im  Griff zu  haben.
Wenn  man  riesige  Stapel  auf  dem  Schreibtisch
hat,  blickt man  nicht  mehr durch.
ZEIT:  Was  liegt da  gerade zum  Beispiel?
Frei:  Arbeitsunterlagen. Alles, was  grün  ist,  geht
zum  Bundeskanzler, das  wird  heute  noch  abge-
arbeitet.  Ich  gehe  immer erst  heim,  wenn  alle
Akten  bearbeitet sind, meistens gegen Mitternacht.
ZEIT:  Die  Bundesregierung hat  zur  Sommerpause
ein  größeres Reformpaket vorgelegt. Sind  Sie  stolz
auf  sich?
Frei:  Stolz  wäre  die  falsche  Kategorie. Wir  haben
zwei,  drei  bedeutende Maßnahmenbündel schnü-
ren  können,  die  zur  Stärkung der  Wettbewerbs-
fähigkeit  des  Landes enorm  wichtig sind.  Das  gilt
für  den  Arbeitsmarkt, wo  wir  mehr  Flexibilität
schaffen  —  etwa  durch  Änderungen im  Kündi-
gungsschutz und  die  Möglichkeit, Arbeitsverträge
länger  zu  befristen. In  der  Steuerpolitik entlasten
wir  insbesondere Familien, aber auch Arbeitnehmer
mit  kleinen und  mittleren Einkommen. Und  wir

werden  spürbar Bürokratie reduzieren, was  im

Leben  der  Menschen zu  einer  echten  Erleichte-
rung  führen  wird.  Wir  haben  die  Gesundheits-
reform  verabschiedet, arbeiten mit  Hochdruck an

der  Umsetzung der  Pflegereform und  wollen in  der
zweiten  Jahreshälfte die  Vorschläge der  Renten-
kommission  umsetzen. Mit  all  diesen  Themen
verbinden wir  die  Hoffnung, dass  sie  sehr  schnell
Wachstumsimpulse auslösen.
ZEIT:  Gleichzeitig spricht aus  dem  Paket  ein  sub-
tiles  Misstrauen gegenüber den  Bürgern: Sie  ar-

beiten  nicht hart  genug, begehen Sozialhilfebetrug
und  sind  zu  viel  krank.  Muss  eine  Regierung in
diesen  Zeiten so  etwas wie  ein  Zuchtmeister sein?

Frei:  Nein.  Im  Gegenteil, an  vielen  Stellen  sieht
man,  dass  wir  den  Menschen  gerade vertrauen.

Aber  es  gibt ein  paar  Fakten, um  die  kommt man

nicht  herum.  Der  Krankenstand ist  in  Europa
nirgendwo so  hoch wie  in  Deutschland. Und er  ist

Kanzleramtsminister Thorsten Frei  schließt jede Annäherung der Union an  die
AfD  aus,  dämpft die  Erwartungen an  ein  schnelles Ende des  Krieges in

der  Ukraine —  und verkündet eine  Zeitenwende für  die  Nachrichtendienste

»Null  Komma null
Anknüpfungspunkte«



Frei:  Ich  finde  das  reißerisch, eine  Lizenz zum

Töten  gibt es  natürlich nicht.  Aber  ja:  Es  ist  die
größte  Reform der  Nachrichtendienste, seit  es  sie

gibt.  Für  den  BND  bedeutet das  einen  Paradig-
menwechsel:  Der  Dienst  darf  über  die
Informationsbeschaffung hinaus  operativ  tätig
werden, wenn eine Gefährdungslage dies  erfordert.
ZEIT:  Zum Beispiel soll  der  BND russische Server

digital  abschießen  dürfen, wenn  diese  Attacken
auf  deutsche Ziele vorbereiten.
Frei:  Ich  würde  eher von  abschalten als  abschießen
sprechen. Aber  Sie  haben  recht,  das  alles  wäre  noch
vor  vier  Jahren undenkbar gewesen. Dafür hätte  es

keine  Mehrheit im  Bundestag gegeben, bei  nieman-

dem,  auch nicht in  großen Teilen der  Bevölkerung.
Spätestens Mitte August wollen wir zu  einem Kabi-
nettsbeschluss kommen und  das  Gesetz in  der zwei-

ten  Jahreshälfte durch  das  Parlament bringen. Das

finden,  sondern weil  wir  uns  grundsätzlich unter-

scheiden.  Kurz gesagt: Wir  haben ein  ganz anderes
Menschenbild. Ich  finde  nirgendwo eine Kompati-
bilität  zwischen der  CDU und  der AfD. Niemand,
dem  die  Union wichtig ist,  wird  das  anders formu-
lieren  —  niemals.  Deswegen wird  sich  Karl-Josef
Laumann diese  Frage nicht stellen müssen.

ZEIT:  Schließen Sie  eine  Zusammenarbeit mit  der
Linkspartei in  Sachsen-Anhalt aus?

Frei:  Auch  da  haben  wir  Parteitagsbeschlüsse, die
eindeutig sind.  In  der  CDU  entscheiden die  Lan-
desverbände, was  in  der  Landespolitik passiert.
Aber  wenn  ich  mir  die  Politik  der  Linken  an-

schaue,  finde  ich  keine  Übereinstimmung mit

unseren  politischen Vorstellungen.
ZEIT:  Zu  den  Reformen, die  Sie  jetzt auf  den  Weg
gebracht haben, zählt auch der  Umbau des  Bundes-
nachrichtendienstes (BND) und  des  Bundesamtes
für  Verfassungsschutz, beide sollen stärkere opera-
tive  Befugnisse bekommen. Kriegt der  BND  jetzt
die  »Lizenz zum  Töten«, wie  die  Bild-Zeitung titelte?

ZEIT:  Falls  die AfD in  Sachsen-Anhalt eine absolute
Mehrheit bekommen sollte  —  würde  das  die  Re-

publik verändern oder nur  Sachsen-Anhalt?
Frei:  Zunächst einmal tun  wir  alles  dafür, dass  ge-
nau  das  nicht  passiert. Ich  bin  optimistisch, dass
wir  das  verhindern können.  Aber  klar  ist  auch:
Eine  absolute  Mehrheit für  die  AfD  in  einem

Landtag hätte  Auswirkungen auf  das  ganze Land.
ZEIT:  Es  gäbe noch  eine weitere Möglichkeit, wie

die  AfD an  die  Regierung kommen könnte, ohne
bei  der  Wahl  eine  absolute Mehrheit zu  erzielen:
durch  den  Übertritt einzelner CDU-Abgeordneter
zur  AfD. Das  könnten Sie  kaum verhindern, oder?
Frei:  Das  halte  ich  für  gänzlich ausgeschlossen.
ZEIT:  Verstehen Sie,  wenn  der  nordrhein-west-
fälische  Arbeitsminister Karl-Josef Laumann und
andere  sagen: An  dem  Tag, an  dem die  Union mit

der  AfD  paktiert, trete ich  aus  der  CDU aus?
Frei:  Wir haben eine  Kooperation auf allen  Ebenen
und  in  jeder Form  ausgeschlossen. Nicht nur,  weil
wir  in  der  praktischen Politik keine  Schnittmenge

schrieben  hat,  das  ist  bei  der  AfD  nicht  der  Fall.
Das  heißt,  das  würde  ein  noch  viel  längeres und
aufwendigeres Verfahren als  das  gegen die  NPD  —

und  das  hat  schon Jahre gedauert.
ZEIT:  Deshalb  gibt  es  Überlegungen, nicht  die

ganze  Partei zu  verbieten, sondern einzelnen, be-
sonders  extremen Funktionären wie  etwa  Björn
Höcke das  passive Wahlrecht zu  entziehen, sie  also
unwählbar zu  machen. Was  halten Sie  davon?
Frei:  Auch  das  ist  juristisch höchst  anspruchsvoll,
aber  zunächst ein  milderes Mittel.  Daher kann  es

durchaus sinnvoll sein,  dass  man  sich  auf  die  ganz
radikalen  Wortführer fokussiert, bei  denen  man

von  ihren  Äußerungen auf  eine  Verfassungswid-
rigkeit  schließen kann.
ZEIT:  Und halten Sie es  für  richtig?
Frei:  Ich  halte  das  jedenfalls für  sinnvoller, als  eine

ganze Partei ins  Visier zu  nehmen. Denn da  müssen

Sie  die  Äußerungen Einzelner immer als  prägend
der  Gesamtpartei zurechnen können.  Das  ist  aus-

gesprochen schwierig.

—  besorgt Sie  das  nicht?
Frei:  Natürlich bin  ich  besorgt! Aber das  liegt auch
daran,  dass  wir  in  der  Vergangenheit zu  wenig
getan  haben,  um  uns  auf  den  demografischen
Wandel  der  Gesellschaft vorzubereiten. Die Zeiten
mit  hohem  Wachstum,  niedrigen Zinsen  und
geringen  Ausgaben für  Verteidigung wurden  zu

wenig  genutzt.  Daher  teile  ich  die  Ungeduld der
Bürger.  Dazu  kommen außenpolitische Verände-
rungen,  die  Einfluss  auf  die  Weltmärkte haben,
etwa  der  Irankrieg. Wenn die  Straße von  Hormus

geschlossen ist,  trifft  das  auch uns.

ZEIT:  Politisch wächst momentan nur  die AfD. Es
mehren  sich  parteiübergreifend die  Stimmen, die
einen  anderen  Umgang mit  der  Partei  fordern,
zum  Beispiel auf  rote  Linien zu  setzen  statt  auf
eine  starre Brandmauer. Was  halten  Sie  davon?
Frei:  Da  bin  ich  skeptisch. Und  zwar einfach des-
halb,  weil  wir  die  AfD  seit  2017  im  Bundestag er-

leben.  Anders  als  andere  Rechtsaußenparteien in

Europa haben wir  bei  der  AfD  nie  eine  Bewegung
hin  zur  Mitte  gesehen. Im  Gegenteil: Im  Laufe der
Zeit  ist  sie  immer radikaler geworden. Ich  finde bei
der  AfD null  Komma null  Anknüpfungspunkte.
ZEIT:  Wenn es  stimmt,  dass  die  AfD  sich  weiter

radikalisiert, warum hat  sich  dann bisher kein Ver-
fassungsorgan gefunden, das  sie  verbieten will?
Frei:  Ein  Parteiverbot ist  eine  Ultima  Ratio,  die
unser  Grundgesetz ausdrücklich vorsieht, deshalb
würde  ich  das  nie  ausschließen. Die  Frage ist,  ob
die  Voraussetzungen vorliegen. Außerdem müsste

man  zunächst  sämtliche nachrichtendienstlichen
Aktivitäten einstellen, das  heißt,  der  Staat  würde
blind  werden. Erst  ab  diesem Zeitpunkt dürfte  er

Material sammeln, das vor  Gericht eingesetzt wer-

den  könnte. Im  NPD-Verbotsverfahren hatten wir

es  mit  einer  Partei  zu  tun,  die  ihre  verfassungs-
widrigen  Ideen  sehr  offen  in  ihr  Programm 2e-



Die  Fragen stellten

Hildebrandt und  Holger Stark

Sie  es  sehr viel schwerer machen wollen, staatliche
Auskünfte zu  erhalten.  Damit  schüren  Sie  Miss-
trauen  gegenüber einem  Staat,  der  den  Bürgern
gerade viel zumutet.

Frei:  Wenn dieser  Eindruck  entstünde, wäre  das
nicht  gut.  Das  wollen wir  nicht,  und  das  möchte
auch  ich  nicht. Aber in  den  Ministerien sind ganze
Referate durch eine enorme Zunahme sehr  grund-
sätzlicher  und  weitgehender Fragen  entweder
lahmgelegt, oder sie mussten massiv personell auf-
gestockt werden. Deswegen hat  der  Koalitionsaus-
schuss  eine  Prüfung der  Frage beschlossen, ob  das
Informationsrecht missbraucht wird.  Ist  es  wirk-
lich  richtig, dass Ausländer, die  im  Ausland leben,
uneingeschränkt Frage- und Antwortrechte gegen-
über  deutschen Behörden haben?
ZEIT:  Das  betrifft  eine  verschwindend geringe
Zahl  an  Auskunftsersuchen.
Frei:  Oder  umfassende Recherchen, die  der  Ein-
fachheit  halber  über  eine  IFG-Abfrage gemacht
werden  dürfen, zu  einem Preis  von  maximal  500
Euro,  obwohl die  Kosten dafür  in  den  Behörden
einige  Zehntausend oder  gar  einige  Hunderttau-
send  Euro  betragen? Darum geht es  —  und  nicht
darum,  legitime Auskunftsrechte der  Bevölkerung
einzuschränken.
ZEIT:  Genau das  passiert allerdings, wenn Sie  den
Kreis  der  Berechtigten reduzieren und  die  Kosten
massiv  erhöhen. Sie  werden trotz  der  Proteste da-
ran  festhalten?
Frei:  Ja.  Im  Koalitionsausschuss war  man  sich  in

dieser  Frage einig.
ZEIT: Vor einem Jahr wollten Sie  die  Sommerpause
nutzen, um  sich  auf  einen  Herbst der  Reformen
vorzubereiten. Stattdessen rutschte  die  Koalition
mit  dem  Debakel um  die  gescheiterte Wahl  meh-
rerer  Verfassungsrichter in  eine  tiefe  Krise. Könnte
so  etwas  dieses  Jahr wieder passieren?
Frei:  Entscheidend ist,  dass  man  nicht  mit  offenen
Wunden  und  ungelösten Fragen in  die  Sommer-

pause  geht. Die vergangene Woche ist  gut  gelaufen,
auch  die  Woche davor  und  die  davor.  Die  Stim-

mung in  der  Koalition ist  gut.  Unser Gefühl  ist:

Wir  haben  gezeigt, dass  wir  in  der  Lage sind,  sehr
bedeutende Entscheidungen gemeinsam zu  fällen.
ZEIT:  Können Sie  selbst  Sommerpause machen?
Frei:  Ich will mit meiner Frau und  meinen Kindern
einige  Tage an  die  Nordsee fahren. Zwischendurch
muss  ich  allerdings mindestens  einmal  zurück
nach  Berlin.

ist  die  Zeitenwende für  die  Nachrichtendienste.
ZEIT:  Der  BND  soll  etwa  in  Frankfurt an  einem

der  größten Knotenpunkte der Welt einen Teil  des
Internetverkehrs pauschal überwachen —  anlasslos,
ohne  Verdacht. Ist  ein  derart  tiefer  Einschnitt in
die  Rechte der  Betroffenen legitim?
Frei:  Es  ist  notwendig, die  strategische Aufklärung
des  BND  deutlich zu  verbessern. Und  das  bedeu-
tet  auch, dass  der  BND  sowohl Verkehrsdaten ...
ZEIT:  ..  also  Informationen, wer wann wem zum

Beispiel eine  E-Mail schreibt ...
Frei:  ...  als  auch  Inhaltsdaten speichern darf.  Unser

Gesetzentwurf sieht vor,  dass  Inhalte bis  zu  sechs
Monate  und  Verkehrsdaten bis  zu  zwölf  Monate

gespeichert werden  können.  Das  ist  unglaublich
wichtig für  die  Aufklärung.
ZEIT:  Das  bedeutet auch,  dass  Menschen, denen
nichts  vorgeworfen wird,  überwacht werden.
Frei:  Die  Überwachung durch  den  BND  erfolgt
auch  nach  der  Reform nicht  anlasslos und  umfas-
send.  Der  BND  wählt  bestimmte Strecken zur

Überwachung aus,  von  denen er  annehmen darf,
dass  dort Verkehre laufen, die  für  die Auslandsauf-
klärung wichtig sind.  Rein innerdeutsche Verkehre
sind  davon  in  der  Regel  nicht  betroffen.  Das
Schutzinteresse für  die  Bevölkerung in  Deutsch-
land  rechtfertigt die  längere Speicherung der  Da-
ten.  Briten, Franzosen, Polen und Italiener machen
es  so,  wir  müssen vergleichbar gute  Ergebnisse lie-
fern.  Auch um  mit  unseren  Partnern auf  Augen-
höhe  wertige Informationen austauschen zu  kön-
nen.  Ich vertrete das  aus  voller  Überzeugung.
ZEIT:  Der  Ukrainekrieg dauert nun  schon  länger
als  der  Erste  Weltkrieg. Soll  der  BND  Gespräche
mit  russischen Geheimdiensten führen, um  aus-

zuloten, unter welchen Bedingungen Russland zu

einem Waffenstillstand bereit wäre?

Frei:  Wir  haben  zurzeit keine  Anzeichen  dafür,
dass  Russland  in  irgendeiner Weise  bereit  ist,  zu

sprechen. Alle  internationalen Versuche dazu  sind
kläglich  gescheitert, und  zwar immer an  Russland.
Politisch  würden wir  keinesfalls einen  nationalen
Alleingang machen, sondern nur  in  Abstimmung
mit  unseren  europäischen Partnern,  vor  allem
Frankreich  und  Großbritannien, im  sogenannten
E3-Format.  Grundsätzlich  gilt:  Nachrichten-
dienstliche  Diplomatie kann  sehr  effektiv sein.

ZEIT:  Auch  im  Gespräch  mit  den  russischen
Diensten?
Frei:  Dazu möchte ich  nichts sagen.
ZEIT:  Teil  Ihres  Reformpaketes ist  auch  eine

Novelle  des  Informationsfreiheitsgesetzes (IFG),
die  einen Sturm der  Entrüstung ausgelöst hat, weil
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